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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1956 Ausgegeben am 28. Juli 1956 43. Stück

155. Bundesverfassungsgesetz: Vermögensverfallsamnestie.
1 5 6 . Bundesgesetz: Fristengesetznovelle 1956.
1 5 7 . Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches.
1 5 8 . Bundesgesetz: Ergänzung des § 349 der Exekutionsordnung.
1 5 9 . Bundesgesetz: Änderung der Rechtsanwaltsordnung, der Rechtsanwaltsordnung 1945 und des Disziplinar-

statuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter.
160. Verordnung: Änderung der Dienstzweigeverordnung für Wachebeamte.

1 5 5 . Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli
1956, womit Gruppen ehemaliger National-
sozialisten in Ansehung der Strafe des
Vermögensverfalls amnestiert werden (Ver-

mögensverfallsamnestie).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. Die Strafe des Vermögensverfalls ent-
fällt

1. bei den Verbrechen nach § 10 Abs. 1 und
§ 11 des Verbotsgesetzes 1947 (I. Hauptstück,
Abschnitt I, Z. 7 und 8 des Nationalsozialisten-
gesetzes, BGBl. Nr. 25/1947), es sei denn, daß
der Täter zu verfolgen wäre, weil er politischer
Leiter vom Gauleiter oder Gleichgestellten auf-
wärts war oder einem der Wehrverbände oder
einer anderen Gliederung mit dem Range vom
Oberführer oder Gleichgestellten aufwärts an-
gehörte;

2. bei dem Verbrechen nach § 12 des Ver-
botsgesetzes 1947 (I. Hauptstück, Abschnitt I,
Z. 9 des Nationalsozialistengesetzes, BGBl.
Nr. 25/1947);

3. bei dem Verbrechen nach § 1 Abs. 6 des
Kriegsverbrechergesetzes 1947, BGBl. Nr. 198,
sofern der Kriegsverbrecher nur als Kreisleiter
oder gleichgestellter Hoheitsträger der NSDAP
oder als Standartenführer der SS oder Waffen-
SS tätig war oder diese Tätigkeit nebeneinander
ausübte.

§ 2. (1) Das verfallene Vermögen ist zu er-
statten, wenn auf den Verfall vor Inkrafttreten
dieses Bundesverfassungsgesetzes wegen einer
oder mehrerer der folgenden strafbaren Hand-
lungen erkannt worden ist:

1. wegen des Verbrechens nach § 10 Abs. 1
und § 11 des Verbotsgesetzes, StGBl. Nr. 13/
1945, in seiner ursprünglichen Fassung oder in
der Fassung des § 1 und § 2 der 2. Verbots-

gesetznovelle, BGBl. Nr. 16/1946, oder in der
Fassung des I. Hauptstückes, Abschnitt I, Z. 7
und 8 des Nationalsozialistengesetzes, BGBl.
Nr. 25/1947, es sei denn, daß der Täter ver-
urteilt worden ist, weil er politischer Leiter
vom Gauleiter oder Gleichgestellten aufwärts
war oder als solcher tätig war oder weil er einem
der Wehrverbände oder einer anderen Gliederung
mit dem Range vom Oberführer oder Gleich-
gestellten aufwärts angehörte oder in einem der
Wehrverbände als Führer vom Oberführer oder
Gleichgestellten aufwärts tätig war;

2. wegen des Verbrechens nach § 12 des Ver-
botsgesetzes, StGBl. Nr. 13/1945, in seiner ur-
sprünglichen Fassung oder in der Fassung des
I. Hauptstückes, Abschnitt I, Z. 9 des Natio-
nalsozialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/1947;

3. wegen des Verbrechens nach § 1 Abs. 6
des Kriegsverbrechergesetzes, StGBl. Nr. 32/
1945, in seiner ursprünglichen Fassung oder in
der des V. Hauptstückes, Z. 1 des National-
sozialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/1947, sofern
der Täter ausschließlich deshalb verurteilt wor-
den ist, weil er als Kreisleiter oder gleich-
gestellter Hoheitsträger der NSDAP oder als
Standartenführer der SS oder Waffen-SS tätig
war oder solche Tätigkeiten nebeneinander aus-
übte.

(2) Ist auf den Verfall des Vermögens im selb-
ständigen Verfahren erkannt worden, so gilt der
Abs. 1 sinngemäß.

§ 3. (1) Über die Erstattung des verfallenen
Vermögens entscheidet der Gerichtshof erster
Instanz in einer Versammlung von drei Rich-
tern, und zwar:

1. wenn ein Volksgericht in der Hauptsache
entschieden hat, der Gerichtshof, der an die
Stelle des Volksgerichtes getreten ist (§ 8 Abs. 2
des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1955,
BGBl. Nr. 285);
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2 . wenn in der Hauptsache ein Geschwornen-
gericht entschieden hat, der Gerichtshof, an
dessen Sitz das Geschwornengericht getagt hat
(§ 8 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 20. Dezem-
ber 1955, BGBl. Nr . 285).

(2) Hät ten zwei oder mehrere Gerichte Ent-
scheidungen nach dieser Amnestie zu fällen, so
ist von Amts wegen eines dieser Gerichte zu
delegieren (§ 62 und § 63 Abs. 1 der Öster-
reichischen Strafprozeßordnung 1945, ASlg.
Nr . 1); die Delegierung kann jedes der Gerichte
beantragen.

(3) Das Gericht entscheidet nach Anhörung
des Staatsanwaltes durch Beschluß. Stimmen der
Vorsitzende und der Staatsanwalt überein, daß
die Amnestie anzuwenden sei, so bedarf es nicht
der Beschlußfassung des Senates.

(4) Über die Erstattung des verfallenen Ver-
mögens entscheidet das Gericht nur auf Antrag.
Antragsberechtigt sind derjenige, dessen Ver-
mögen für verfallen erklärt wurde, der Staats-
anwalt sowie die Verwertungsstelle (§ 20 Abs. 3
Volksgerichtsverfahrens- und Vermögensverfalls-
gesetz 1947, BGBl. Nr . 213, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1955, BGBl.
Nr . 285).

(5) Ist die Person, deren Vermögen für ver-
fallen erklärt wurde, gestorben, so kann die Er-
stattung des Vermögens jeder begehren, der
Rechtsnachfolger des Gestorbenen von Todes
wegen ist oder glaubhaft macht, daß er es bei
Abhandlung der Verlassenschaft würde.

(6) Anträge auf Erstattung des verfallenen
Vermögens können nur binnen einem Jahr nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs-
gesetzes gestellt werden; die Verwertungsstelle
oder der Staatsanwalt kann zur Vermeidung von
Härten den Antrag auch nach Ablauf der Frist
stellen.

(7) Gegen Entscheidungen nach dieser Amnestie
steht dem Antragsteller, dem Staatsanwalt und
der Finanzprokuratur die Beschwerde offen. Die
Beschwerde kann binnen vierzehn Tagen erhoben
werden und hat aufschiebende Wirkung.

(8) Die rechtskräftige Entscheidung, daß ver-
fallenes Vermögen zu erstatten ist, hat das Ge-
richt der Verwertungsstelle zuzustellen.

§ 4. (1) Ha t das Gericht auf Erstattung des
verfallenen Vermögens nach § 2 erkannt, so ist
das Vermögen nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen herauszugeben.

(2) Der Herausgabeanspruch steht der Person
zu, deren Vermögen für Verfallen erklärt worden
ist. Sie erwirbt das Vermögen nach den all-
gemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Rech-
tes. Ist diese Person zur Zeit der Herausgabe
nicht mehr am Leben, so ist das herauszugebende
Vermögen mit dem Eintritt der Rechtskraft des
Erstattungsbeschlusses so anzusehen, als hätte es

dieser Person im Zeitpunkt ihres Todes gehört;
der Herausgabeanspruch steht in diesem Falle
den Personen zu, die nach bürgerlichem Recht
die Herausgabe des Verlassenschaftsvermögens
verlangen können.

(3) Ist auf den Verfall des Vermögens im selb-
ständigen Verfahren erkannt worden und ist
die Person, deren Vermögen für verfallen er-
klärt worden ist, vor dem Verfallserkenntnis ge-
storben, so gilt folgendes:

1. Ist der Nachlaß vor dem Verfallserkenntnis
eingeantwortet worden, so steht der Herausgabe-
anspruch den Erben zu; sie erwerben das Ver-
mögen nach den allgemeinen Bestimmungen des
bürgerlichen Rechtes.

2. Ist der Nachlaß nach dem Verfallserkennt-
nis eingeantwortet oder noch nicht eingeant-
wortet worden, so ist das Vermögen wie ein
vorher nicht bekanntes Verlassenschaftsvermögen
anzusehen; der Herausgabeanspruch steht den
Personen zu, die nach bürgerlichem Recht die
Herausgabe eines solchen Verlassenschaftsver-
mögens verlangen können.

§ 5. Für die Erstattung des verfallenen Ver-
mögens gelten nachstehende Bestimmungen:

1. Herauszugeben ist das verfallene Vermögen,
das im Zeitpunkt des Einlangens der Entschei-
dung bei der Verwertungsstelle (§ 3 Abs. 8)
vorhanden ist. Wurde verfallenes Vermögen ver-
äußert, so tr i t t an dessen Stelle der erzielte Er-
lös. Die bis zum Zeitpunkt des Einlangens der
Entscheidung bei der Verwertungsstelle abgereif-
ten Früchte gehören, auch wenn sie noch nicht
abgesondert sind, nicht zu dem zu erstattenden
Vermögen. Sie sind jedoch dem Berechtigten
gegen Abgeltung herauszugeben. Zur Vermei-
dung von Härten kann der Bund auf Abgeltung
noch nicht abgesonderter Früchte ganz oder teil-
weise verzichten.

2. Die Verwertungsstelle hat aus dem gemäß
Z. 1 zu erstattenden Vermögen vorerst alle
durch Erklärung anerkannten oder im Rechts-
wege gemäß § 21 des Vermögensverfallsgesetzes
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 20. De-
zember 1955, BGBl. Nr . 285, festgestellten For-
derungen zu befriedigen und die etwa vom
Bund auf das verfallene Vermögen gemachten
Aufwendungen abzuziehen. Wurde die ein-
malige Sühneabgabe bisher nicht geleistet, ist
überdies jener Betrag abzuziehen, der auf die
einmalige Sühneabgabe entfallen würde. Die Be-
stimmungen der Z. 6 des IX. Hauptstückes des
Nationalsozialistengesetzes, BGBL Nr . 25/1947,
stehen der Heranziehung zur einmaligen Sühne-
abgabe nicht entgegen. Dieser Betrag ist vom
zuständigen Finanzamt nach den Vorschriften
über die einmalige Sühneabgabe festzustellen
und der Verwertungsstelle bekanntzugeben.
Reichen die flüssigen Mittel zur Befriedigung der
vorstehend genannten Aufwendungen, Forderun-



43. Stück — Ausgegeben am 28. Juli 1956 — Nr. 155 1377

gen sowie der Sühneabgabeforderung nicht aus
und wird der Fehlbetrag nicht zur Verfügung
gestellt, so ist dieser, falls der Anspruch nicht
aus dem zu erstattenden Vermögen sichergestellt
werden kann, durch Veräußerung im erforder-
lichen Umfang zu beschaffen. Bei Überschuldung
hat die Verwertungsstelle die Konkurseröffnung
zu beantragen. Wird dieser Antrag mangels Ko-
stendeckung abgewiesen oder der Konkurs aus
diesem Grund eingestellt, so sind die vorhande-
nen Vermögensstücke zu erstatten.

3. Soll eine anerkannte oder im Rechtsweg
festgestellte Forderung sichergestellt werden, so
bedarf es hiezu der Zustimmung des Gläubigers.

4. Barbeträge und Schillingguthaben, die den
Bestimmungen des Schillinggesetzes, StGBl.
Nr. 231/1945, oder des Währungsschutzgesetzes,
BGBl. Nr. 250/1947, unterliegen, sind bei der
Herausgabe so zu berechnen, als ob sie nicht auf
den Bund übergegangen wären.

5. Der Bund haftet nicht für die Gebarung mit
dem verfallenen Vermögen bis zu dessen Her-
ausgabe.

6. Sind Liegenschaften oder bücherliche Rechte
herauszugeben, so hat die Verwertungsstelle auf
Grund der rechtskräftigen Entscheidung, mit der
die Erstattung des verfallenen Vermögens an-
geordnet wurde, eine Bestätigung auszustellen,
in der die Liegenschaft oder das Recht, die her-
auszugeben sind, sowie die Personen, denen nach
§ 4 Abs. 2 und 3 herauszugeben ist, genau zu
bezeichnen sind. Diese Bestätigung dient als
Grundlage für die grundbücherliche Übertra-
gung des Eigentums oder sonstigen bücherlichen
Rechte auf die im § 4 Abs. 2 und 3 genannten
Personen (§ 3 Abs. 1 lit. d des Allgemeinen
Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 39). Um
die grundbücherliche Eintragung kann auch die
Verwertungsstelle ansuchen.

7. Die Herausgabe ist innerhalb eines ange-
messenen Zeitraumes vorzunehmen.

8. Auf die Herausgabe des zu erstattenden
Vermögens kann frühestens ein Jahr nach Rechts-
kraft der Entscheidung, mit der die Erstattung
des Vermögens angeordnet wurde (§ 3), geklagt
werden. Der Anspruch auf Herausgabe besteht
jedoch insolange nicht, als der Bund noch hin-
sichtlich einer der in Z. 2 genannten Forderungen
in Anspruch genommen werden kann, ihm eine
solche Forderung aus Aufwendungen oder Sühne-
abgabe noch zusteht oder der Wert der ihm
gemäß Z. 1 zustehenden Früchte nicht abgegolten
oder auf eine solche Abgeltung nicht verzichtet
wurde. Der Anspruch auf Herausgabe erlischt,
wenn die Berechtigten die Übernahme ablehnen
oder einer Aufforderung der Verwertungsstelle
zur Übernahme des zu erstattenden Vermögens
binnen einer Frist von einem Monat nicht nach-
kommen.

9. Wird der Bund für eine Forderung, die mit
dem verfallenen Vermögen im Zusammenhang
steht, nach der Herausgabe in Anspruch genom-
men, so hat die Person, der herausgegeben wor-
den ist, den Bund klag- und schadlos zu halten.

10. Im Falle der Bund ein verfallenes Ver-
mögen veräußert hat und der Erwerber dieses
sodann gemäß einem Rückstellungs- oder Rück-
gabegesetz einem geschädigten Eigentümer rück-
stellen (rückgeben) muß, sind Ansprüche des Er-
werbers gegen den Bund auf den bei der Ver-
wertungsstelle vorhandenen Erlös beschränkt. In-
soweit der Erlös bereits herausgegeben oder zur
Bezahlung von Forderungen (Z. 2) verwendet
wurde, wird dem Erwerber gegen die Person,
der nach Z. 1 ein erzielter Erlös herausgegeben
wurde, ein Ersatzanspruch bis zur Höhe des her-
ausgegebenen Erlöses zuzüglich der allenfalls zur
Abdeckung von Forderungen gemäß Z. 2 auf-
gewendeten Beträge eingeräumt.

11. Im Falle der Erstattung des verfallenen
Vermögens an die im § 4 Abs. 2 und 3 genann-
ten Personen bleibt die Verpflichtung zur Ent-
richtung der im Zusammenhang mit dem Erb-
anfall und mit der Durchführung des Verlassen-
schaftsverfahrens entstehenden öffentlichen Ab-
gaben, Bundesverwaltungsabgaben, Gerichts- und
Justizverwaltungsgebühren mit der Maßgabe un-
berührt, daß die Verjährung des Rechtes zur
Festsetzung der Erbschaftssteuer nicht vor dem
1. Jänner 1957 beginnt. Im übrigen sind jedoch
alle durch dieses Bundesverfassungsgesetz veran-
laßten Vermögensübertragungen einschließlich
der zu ihrer grundbücherlichen Durchführung
erforderlichen Schriften und Amtshandlungen
von den vorangeführten Abgaben und Gebühren
befreit.

§ 6. Nicht zu erstatten ist Vermögen, das
1. als den Eigentümern entzogenes Vermögen im

Sinne der Bestimmungen des Verfassungsgesetzes
vom 30. November 1945, BGBl. Nr. 5/1946, aus-
zusondern ist, sofern nicht § 5 Z. 10 anzuwenden
ist. Falls Zweifel bestehen, ob es sich um ent-
zogenes Vermögen handelt, entscheidet die zu-
ständige Finanzlandesdirektion (§ 3 Abs. 1 und 2
des Zweiten Rückstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 53/
1947) mittels Feststellungsbescheides. Die Wieder-
aufnahme eines nach dem Zweiten Rückstellungs-
gesetz rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrens
ist nach Eintritt der Rechtskraft des Erstattungs-
beschlusses unzulässig;

2. auf Grund des Art. 22 des Staatsvertrages
vom 15. Mai 1955, BGBl. Nr. 152, betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen und demo-
kratischen Österreich, in das Eigentum der Repu-
blik Österreich übergegangen wäre, sofern nicht
bereits gemäß § 20 Abs. 2 des Vermögensverfalls-
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes vom
20. Dezember 1955, BGBl. Nr. 285, der Eigen-
tumsübergang an die Republik Österreich statt-
gefunden hätte.
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Artikel II.

§ 7. (1) Die Bestimmungen der §§ 1 und 2
dieses Bundesverfassungsgesetzes finden keine
Anwendung

1. auf Personen, die vor seinem Inkrafttreten

a) wegen eines nicht unter diese Amnestie fal-
lenden Verbrechens nach dem Kriegsver-
brechergesetz in einer der im § 2 Abs. 1
Z. 3 bezeichneten Fassungen oder

b) wegen eines Verbrechens nach Art. I des
Verbotsgesetzes, StGBl. Nr. 13/1945, in
seiner ursprünglichen Fassung oder in der
des I. Hauptstückes, Abschnitt I, Z. 1 des
Nationalsozialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/
1947,

verurteilt worden sind, und

2. auf Personen, deren Vermögen vor dem In-
krafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes we-
gen einer der in Z. 1 bezeichneten strafbaren
Handlungen im selbständigen Verfahren ganz
oder teilweise für verfallen erklärt worden ist.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes über die Erstattung des verfallenen
Vermögens sind nicht anzuwenden, wenn das
verfallene Vermögen nach anderen Vorschriften
zu erstatten ist.

Artikel III.

§ 8. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Justiz auf Ansuchen in besonders be-
rücksichtigungswürdigen Fällen verfallenes Ver-
mögen von Personen, die nicht unter die §§ 1
und 2 fallen, unter sinngemäßer Anwendung der
§§ 4, 5, 6 und 7 Abs. 2 unentgeltlich rücküber-
tragen.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen hat
dem Hauptausschuß des Nationalrates über den
Stand der Erledigung der nach Abs. 1 behan-
delten und zur Behandlung gelangenden Fälle
vierteljährlich zu berichten.

Artikel IV.

§ 9. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
wird ermächtigt, Erlöse aus der Verwertung ver-
fallener Vermögenschaften, die im Bundeshaus-
halt vereinnahmt wurden, bis zu einem Betrage
von 5,000.000 Schilling durch Überschreitung der
im Bundesvoranschlag 1956 veranschlagten Kre-
dite bereitszustellen.

(2) Die Verrechnung dieses Betrages hat bei
Kapitel 18 „Kassenverwaltung" Titel 23 „Ver-
schiedene Ausgaben" bei einer neu zu eröffnen-
den Post „Rückgezahlte Erlöse aus der Verwer-
tung verfallener Vermögenschaften" zu erfolgen.

(3) Zur Bedeckung dieser Mehrausgaben sind
gleich hohe, bei Kapitel 17 Titel 1 § 7 „Be-
satzungskostenbeiträge" anfallende Mehreinnah-
men heranzuziehen.

Artikel V.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesver-
fassungsgesetzes sind die Bundesministerien für
Justiz und für Finanzen je nach ihrem Wirkungs-
bereich betraut.

Körner
Raab Tschadek Kamitz

1 5 6 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1956, wo-
mit das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947, BGBl.
Nr. 193, über die Zulässigkeit der gericht-
lichen Geltendmachung verjährter Rechte, in
der Fassung der Fristengesetznovelle 1952,
BGBl. Nr. 90, abgeändert wird (Fristengesetz-

novelle 1956).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947, BGBl.
Nr. 193, über die Zulässigkeit der gerichtlichen
Geltendmachung verjährter Rechte, in der Fas-
sung der Fristengesetznovelle 1952, BGBl. Nr. 90,
wird wie folgt abgeändert:

1. An Stelle des § 1 Abs. 1 Z. 3 treten die fol-
genden Bestimmungen:

„3a. b i s a u f w e i t e r e s durch und
gegen natürliche und juristische Personen
und sonstige parteifähige Träger von Ver-
mögensrechten, sofern in der Zeit nach Be-
endigung der deutschen Besetzung Öster-
reichs die Anwendung der österreichischen
Rechtsvorschriften von einer Tatsache abge-
hangen ist, die außerhalb der österreichi-
schen Rechtsordnung lag, oder das Recht
durch eine solche Tatsache betroffen war;
das Gericht hat, falls eine Partei sich auf
eine solche Tatsache beruft und das Gericht
das Vorliegen dieser Tatsache verneinen zu
müssen glaubt, vom Bundesministerium für
Finanzen eine Äußerung einzuholen, die
im Einvernehmen mit den beteiligten Bun-
desministerien abzugeben ist;
3b. b i s a u f w e i t e r e s durch und
gegen natürliche und juristische Personen
und sonstige parteifähige Träger von Ver-
mögensrechten, sofern der Anspruch sich
auf ein Wertpapier gründet, über das der
Eigentümer im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes infolge einer
im Inland nicht rechtswirksamen konfiska-
torischen Maßnahme nicht verfügen kann."
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2. Anträge auf Innehalten (§ 2 Abs. 1), die
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ge-
stellt werden, sind nicht mehr zu bewilligen.

3. Wurde mit dem Verfahren über eine Klage
gemäß § 2 Abs. 1 innegehalten und die Klage bis
zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes noch
nicht zugestellt (§ 232 Zivilprozeßordnung), so
hat der Gerichtshof, bei dem die Klage ange-
bracht worden ist, falls ein Antrag auf Fort-
setzung des Verfahrens gestellt wird, die Klage
von Amts wegen an das zuständige Bezirks-
gericht zu überweisen, wenn nach den Vorschrif-
ten des Bundesgesetzes vom 6. Dezember 1955,
BGBl. Nr. 282, über Änderungen des zivil-
gerichtlichen Verfahrens, nicht mehr der Gerichts-
hof, sondern das Bezirksgericht zuständig wäre.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz, hinsichtlich
des Art. I Z. 1, insoweit damit § 1 Abs. 1 Z. 3 a
des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 193/1947, fest-
gelegt wird, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Tschadek Kamitz

1 5 7 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1956,
mit dem das Allgemeine bürgerliche Gesetz-

buch geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch
wird in folgender Weise geändert:

1. Im § 266 haben die Worte „und sich
höchstens auf 4.000 Gulden jährlich belaufen."
zu entfallen. Der Beistrich nach dem Worte „be-
tragen" ist durch einen Punkt zu ersetzen.

2. Im § 389 tritt an Stelle des Betrages von
0'67 S der Betrag von 5 S und an Stelle des Be-
trages von 10 S der Betrag von 50 S.

3. Im § 390 tritt an Stelle des Betrages von
66'67 S der Betrag von 500 S.

4. Im § 391 tritt an Stelle des Betrages von
33'33 S der Betrag von 250 S.

§ 2. Die Verordnung vom 16. April 1943,
Deutsches RGBl. I Seite 266, über die Anzeige-
pflicht, den Eigentumserwerb und das Benut-
zungsrecht des Finders wird aufgehoben.

§ 3. Auf Sachen, die vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes gefunden wurden, findet
das bisherige Recht Anwendung.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz, hinsichtlich
des § 1 Z. 3 das Bundesministerium für Inneres
betraut.

Körner
Raab Tschadek Helmer

1 5 8 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1956,
mit dem § 349 der Exekutionsordnung er-

gänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem ersten Absatz des § 349 der Exe-
kutionsordnung vom 27. Mai 1896, RGBL
Nr. 79, wird folgender Satz angefügt:

„Die Räumung wird nur dann vollzogen,
wenn der betreibende Gläubiger die zur Öffnung
der Räumlichkeiten und zur Wegschaffung der
zu entfernenden beweglichen Sachen erforder-
lichen Arbeitskräfte und Beförderungsmittel be-
reitstellt."

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Körner
Raab Tschadek

159 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1956, mit
dem die Rechtsanwaltsordnung, die Rechts-
anwaltsordnung 1945 und das Disziplinar-
statut für Rechtsanwälte und Rechtsanwalts-

anwärter geändert werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die Rechtsanwaltsordnung, RGBl. Nr. 96/
1868, in der geltenden Fassung, wird in folgen-
der Weise geändert:

1. Der § 5 hat zu lauten:
„§ 5. Wer die Rechtsanwaltschaft erlangen

will, hat unter Nachweis aller gesetzlichen Erfor-
dernisse bei dem Ausschuß der Rechtsanwalts-
kammer, in deren Sprengel er seinen Wohnsitz
nimmt, unter Angabe des letzteren seine Ein-
tragung in die Liste der Rechtsanwälte zu erwir-
ken.

Die Eintragung in die Liste ist zu verweigern,
wenn der Bewerber eine Handlung begangen hat,
die ihn des Vertrauens unwürdig macht. Der
Ausschuß hat die notwendigen Erhebungen zu
pflegen und, wenn die Eintragung verweigert
werden soll, den Bewerber vorher einzuverneh-
men.
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Sonst ist, wenn dem Bewerber nicht ein Grund
nach strafgesetzlichen Vorschriften oder nach den
Bestimmungen dieses Gesetzes entgegensteht, die
Eintragung zu bewilligen.

Inwiefern die Eintragung infolge eines Diszi-
plinarerkenntnisses zu verweigern ist, bestimmen
die Disziplinarvorschriften.

Die erfolgte Eintragung ist dem Oberlandes-
gericht, dem Obersten Gerichtshof und dem
Bundesministerium für Justiz durch den Aus-
schuß anzuzeigen und im Amtsblatt zur Wiener
Zeitung und in der amtlichen Landeszeitung zu
veröffentlichen.

Wird die Eintragung wegen Vertrauensunwür-
digkeit abgewiesen, so kann ein neuerliches Ein-
tragungsansuchen bei keiner Rechtsanwaltskam-
mer vor Ablauf von drei Jahren seit der rechts-
kräftigen Abweisung gestellt werden."

2. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt:

„§ 5 a. Wird die Eintragung (§ 5) vom Aus-
schuß verweigert, so steht dem Bewerber das
Recht der Berufung an die Oberste Berufungs-
und Disziplinarkommission (§§ 55 a ff. des Diszi-
plinarstatutes) zu.

Auf das Verfahren nach Abs. 1 vor der Ober-
sten Berufungs- und Disziplinarkommission sind
die folgenden Vorschriften anzuwenden:

1. Die Oberste Berufungs- und Disziplinar-
kommission entscheidet mit Stimmenmehrheit;
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des Vorsitzenden.

2. Die Entscheidung samt Gründen ist dem
Ausschuß zu übersenden, dem die erforder-
lichen Zustellungen obliegen.

3. Im übrigen sind die Vorschriften des
AVG. 1950 anzuwenden."

3. Der dritte und vierte Absatz des § 16 und
der § 16 a werden aufgehoben.

4. Der vierte Absatz des § 30 hat zu lauten:
„Gegen die Verweigerung der Eintragung in

die Liste der Rechtsanwaltsanwärter, gegen die
Löschung aus dieser Liste und gegen die Verwei-
gerung der Bestätigung der Rechtsanwaltspraxis
steht den Beteiligten das Recht der Berufung an
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis-
sion (§§ 55 a ff. des Disziplinarstatutes) zu. Die
Bestimmungen des zweiten Absatzes des § 5 a
sind anzuwenden."

5. Der § 32 wird aufgehoben.

Artikel II.

Die Rechtsanwaltsordnung 1945, StGBl. Nr.
103, in der geltenden Fassung, wird in folgender
Weise geändert:

1. Der zweite Absatz des § 4 hat zu lauten:
„(2) Gegen die Feststellung des Ausübungsver-

botes steht dem Rechtsanwalt das Recht der Be-
rufung an die Oberste Berufungs- und Diszipli-
narkommission (§§ 55 a ff. des Disziplinar-
statutes) zu. Die Bestimmungen des zweiten Ab-
satzes des § 5 a der Rechtsanwaltsordnung sind
anzuwenden."

2. Der zweite Absatz des § 5 hat zu lauten:

„(2) Gegen die vorläufige Untersagung der Be-
rufsausübung steht dem Rechtsanwalt die Be-
rufung an die Oberste Berufungs- und Diszipli-
narkommission (§§ 55 a ff. des Disziplinar-
statutes) zu. Die Bestimmungen des zweiten Ab-
satzes des § 5 a der Rechtsanwaltsordnung sind
anzuwenden. Der Berufung kommt keine auf-
schiebende Wirkung zu."

Artikel III.

Das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter, RGBl. Nr. 40/1872, in
der geltenden Fassung, wird in folgender Weise
geändert:

1. Der zweite Absatz des § 15 hat zu lauten:

„Erachtet sich der Rechtsanwalt oder der
Rechtsanwaltsanwärter durch eine solche Ver-
weigerung beschwert, so kann er zur Abhilfe die
endgültige Entscheidung der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission (§§ 55 a ff.) anrufen.
Auf das Verfahren in diesen Fällen sind die Be-
stimmungen des zweiten Absatzes des § 5 a der
Rechtsanwaltsordnung anzuwenden."

2. Der zweite Absatz des § 26 hat zu lauten:

„Entsteht zwischen den Disziplinarräten zweier
Kammern über die Zuständigkeit ein Streit, so
entscheidet darüber die Oberste Berufungs- und
Disziplinarkommission (§§ 55 a ff.) ohne münd-
liche Verhandlung mit Stimmenmehrheit; bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden. Im übrigen sind auf das Verfah-
ren die Bestimmungen des AVG. 1950 anzu-
wenden."

3. Der dritte und vierte Absatz des § 27 haben
zu lauten:

„Der Beschuldigte oder der Kammeranwalt
haben in ihren Anträgen den Disziplinarrat der
Kammer zu bezeichnen, dem die Vornahme der
Disziplinaruntersuchung und Verhandlung über-
tragen werden soll. Über den Antrag entscheidet
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis-
sion (§§ 55 a ff.) ohne mündliche Verhandlung
mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Im
übrigen sind auf das Verfahren die Bestimmun-
gen des AVG. 1950 anzuwenden.
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Hat die Oberste Berufungs- und Disziplinar-
kommission einen solchen Antrag abgelehnt, so
ist ein neuerlicher Antrag vom zuständigen
Disziplinarrat zurückzuweisen, sofern der An-
tragsteller nicht glaubhaft macht, daß die Tat-
sachen, worauf er den Antrag stützt, erst nach
der Entscheidung eingetreten oder ihm bekannt
geworden sind."

4. Der zweite Absatz des § 28 hat zu lauten:
„Von der Teilnahme an der mündlichen Ver-

handlung und Entscheidung ist auch das als
Untersuchungskommissär bestellte Mitglied (§ 29)
ausgeschlossen."

5. Der dritte Absatz des § 29 a hat zu lauten:
„Gegen den Rücklegungsbeschluß steht den im

§ 53 angeführten Personen das Beschwerderecht
an die Oberste Berufungs- und Disziplinarkom-
mission in dem im § 53 bezeichneten Umfang
zu."

6. Der erste Absatz des § 36 hat zu lauten:
„Der Beschuldigte hat das Recht, sich bei der

Verhandlung in Disziplinarsachen vor dem Dis-
ziplinarrat der Rechtsanwaltskammer und vor
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom-
mission eines Verteidigers zu bedienen, der in
der Liste der Rechtsanwälte oder der Rechts-
anwaltsanwärter einer österreichischen Rechts-
anwaltskammer eingetragen sein und als Rechts-
anwaltsanwärter die Anwaltsprüfung abgelegt
haben muß. Rechtsanwälte oder Rechtsanwalts-
anwärter, gegen die eine der im § 12 Abs. 1
lit. c angeführten Disziplinarstrafen verhängt
oder die Einstellung der Ausübung der Rechts-
anwaltschaft gemäß § 34 Abs. 2 der Rechtsan-
waltsordnung oder gemäß § 17 beschlossen ist,
sind von der Verteidigung während der Straf-
oder Einstellungsdauer ausgeschlossen."

7. Der erste Absatz des § 41 hat zu lauten:
„Die Kosten des Disziplinarverfahrens erster

und zweiter Instanz hat die Rechtsanwaltskam-
mer am Sitz des Disziplinarrates vorzuschießen."

8. Der Vierte Abschnitt hat zu lauten:

„VIERTER ABSCHNITT.

V o n d e n R e c h t s m i t t e l n g e g e n Er-
k e n n t n i s s e u n d B e s c h l ü s s e d e s D i s -

z i p l i n a r r a t e s .

§ 46. Gegen Erkenntnisse des Disziplinarrates
findet das Rechtsmittel der Berufung, gegen Be-
schlüsse das Rechtsmittel der Beschwerde statt.

Der im Erkenntnis des Disziplinarrates ent-
haltene Ausspruch über die Kosten des Diszipli-
narverfahrens kann ohne gleichzeitige Anfech-
tung der in der Hauptsache ergangenen Entschei-
dung nur mit Beschwerde angefochten werden.

§ 47. Das Rechtsmittel der Berufung steht zu:
1. dem Beschuldigten, wenn auf eine der im

§12 Abs. 1 lit. b bis d bezeichneten Strafen er-
kannt worden ist,

2. dem Kammeranwalt,

3. dem Oberstaatsanwalt bei dem Oberlandes-
gericht, in dessen Sprengel der Disziplinarrat sei-
nen Sitz hat, jedoch nur bei einem Disziplinar-
vergehen, durch das die Berufspflichten verletzt
wurden.

Dem Kammeranwalt und dem Oberstaatsan-
walt steht eine Berufung im Interesse des Beschul-
digten nicht zu.

§ 48. Die Berufung ist binnen der unerstreck-
baren Frist von 14 Tagen nach Zustellung des
Erkenntnisses bei dem Disziplinarrat, der das Er-
kenntnis gefällt hat, schriftlich in dreifacher Aus-
fertigung einzubringen. Die Tage des Posten-
laufes werden in die Frist nicht eingerechnet.

Dem Berufungswerber und seinem Bevollmäch-
tigten ist die Akteneinsicht zu gestatten; ausge-
nommen sind die Beratungsprotokolle.

Je eine Ausfertigung der Berufung ist dem Be-
rufungsgegner mit dem Hinweis zuzustellen, daß
er binnen 14 Tagen seine Gegenausführung über-
reichen könne. Nach Überreichung dieser Gegen-
ausführung oder nach Ablauf der hiefür bestimm-
ten Frist sind die Akten der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission vorzulegen.

§ 49. Nach dem Einlangen der Berufungsakten
bei der Obersten Berufungs- und Disziplinar-
kommission hat der Vorsitzende des Senates die
Berufungsakten zu prüfen.

Auf Grund dieser Prüfung ist die Berufung,
ohne daß zunächst eine mündliche Verhandlung
anberaumt wird, vor den Senat zu bringen, wenn
der Vorsitzende die Berufung als unzulässig oder
als verspätet erhoben hält. Ist keiner dieser Fälle
gegeben, so wird die mündliche Verhandlung
vom Vorsitzenden anberaumt.

Sind zur Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung Vorerhebungen nötig, so hat sie der
Vorsitzende von einem beauftragten Senatsmit-
glied, vom Disziplinarrat oder von einem ersuch-
ten Gericht durchführen zu lassen.

Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich.
Zu ihr sind der Generalprokurator, der Kammer-
anwalt, der Beschuldigte und sein Verteidiger
zu laden.

Ist die Berufung nur vom Oberstaatsanwalt er-
hoben worden, so steht es dem Kammeranwalt
frei, zu erscheinen und sich zu äußern. In allen
Fällen ist es dem Kammeranwalt gestattet, sich
bei der Verhandlung durch einen anderen Rechts-
anwalt vertreten zu lassen.

Wenn sich der Beschuldigte eines Verteidigers
bedient, gelten die Bestimmungen des § 36.
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§ 50. Die mündliche Verhandlung beginnt mit
einer Darstellung des Sachverhaltes durch einen
vom Vorsitzenden aus den Mitgliedern des Se-
nates bestellten Berichterstatter; die Berichterstat-
tung ist in der Regel einem Anwaltsrichter (§ 55 a
Abs. 1) zu übertragen.

Sodann trägt der Berufungswerber die Beru-
fung vor, worauf der Berufungsgegner erwidert.
Wurde die Berufung nur vom Kammeranwalt er-
hoben, so ist er vor dem Generalprokurator,
wenn aber die Berufung auch vom Oberstaats-
anwalt erhoben wurde, nach dem Generalproku-
rator zu hören.

Ist der Berufungswerber oder der Berufungs-
gegner nicht erschienen, so hat der Berichterstat-
ter die schriftliche Berufung oder die Gegenaus-
führung zu verlesen.

§ 50 a. Wenn die Erhebung des Sachverhaltes
oder das Verfahren sonst mangelhaft ist, so daß
es ganz oder zum Teil wiederholt werden muß,
so kann die Oberste Berufungs- und Disziplinar-
kommission selbst in der mündlichen Verhand-
lung Beweise aufnehmen und die notwendigen
Verfahrensergänzungen vornehmen oder die Be-
weisaufnahmen und Verfahrensergänzungen von
einem beauftragten Senatsmitglied, vom Diszi-
plinarrat oder von einem ersuchten Gericht
durchführen lassen.

Auf eine mündliche Verhandlung, in der Be-
weise aufgenommen oder die von der Obersten
Berufungs- und Disziplinarkommission veran-
laßten Beweisaufnahmen und Verfahrensergän-
zungen erörtert werden, sind, soweit in diesem
Gesetze nicht etwas anderes bestimmt ist, die
Vorschriften der Strafprozeßordnung 1945, ASlg.
Nr. 1, über die Hauptverhandlung vor dem
Schöffengericht sinngemäß anzuwenden.

§ 50 b. Über die mündliche Verhandlung ist
durch einen Schriftführer ein Protokoll aufzu-
nehmen, das die Namen der Anwesenden und den
wesentlichen Gang der Verhandlung enthalten
muß.

Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom
Schriftführer zu unterfertigen.

§ 50 c. Bei den Abstimmungen stimmen zu-
erst der Berichterstatter, dann die übrigen Bei-
sitzer, und zwar der an Lebensjahren ältere vor
dem jüngeren, zuletzt der Vorsitzende. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden.

§ 51. Eine verspätete, unzulässige oder unbe-
gründete Berufung verwirft die Oberste Beru-
fungs- und Disziplinarkommission.

Wenn die Erhebung des Sachverhaltes oder das
Verfahren sonst mangelhaft ist, so daß es ganz
oder zum Teil wiederholt werden muß, die Ober-
ste Berufungs- und Disziplinarkommission aber

die Beweisaufnahme und die Verfahrensergän-
zung weder selbst vornimmt noch vornehmen
läßt (§ 50 a Abs. 1), so hebt sie das Erkenntnis
des Disziplinarrates ganz oder zum Teil auf und
verweist die Sache im Umfang der Aufhebung
zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung
an den Disziplinarrat zurück.

Sonst hat die Oberste Berufungs- und Diszi-
plinarkommission in der Sache selbst zu ent-
scheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch in der Begründung ihre Anschauung an die
Stelle jener des Disziplinarrates zu setzen und
demgemäß das angefochtene Erkenntnis in jeder
Richtung abzuändern.

Die Oberste Berufungs- und Disziplinarkom-
mission hat sich auf die vom Berufungswerber
geltend gemachten Berufungsgründe zu beschrän-
ken.

Ist die Berufung lediglich zugunsten des Be-
schuldigten ergriffen worden, so kann weder die
Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission
noch der Disziplinarrat in einer erneuerten Ent-
scheidung (Abs. 2) über ihn eine strengere Strafe
als in dem angefochtenen Erkenntnis verhängen.

Das Erkenntnis hat auch den Ausspruch über
den Ersatz der Kosten des Verfahrens zu ent-
halten.

§ 52. Das Erkenntnis ist, sofern es auf Grund
einer mündlichen Verhandlung gefällt wird, so-
gleich zu verkünden. Jedes Erkenntnis samt Ent-
scheidungsgründen ist längstens binnen 14 Tagen
dem Disziplinarrat zu übersenden.

Der Disziplinarrat hat das Erkenntnis an den
Generalprokurator, den Oberstaatsanwalt, den
Kammeranwalt, den Beschuldigten oder seinen
Verteidiger und an den Ausschuß der Kammer,
der der Beschuldigte angehört, zuzustellen.

§ 53. Das Rechtsmittel der Beschwerde steht
zu:

1. dem Beschuldigten,

2. den im § 47 Abs. 1 Z. 2 und 3 bezeichneten
Personen innerhalb der dort bestimmten Gren-
zen,

3. demjenigen, der durch ein Disziplinarver-
gehen in seinen Rechten beeinträchtigt erscheint,
jedoch nur gegen den Ablassungs- und Rück-
legungsbeschluß und nur innerhalb der im § 47
Abs. 1 Z. 3 bestimmten Grenzen.

§ 54. Die Beschwerde ist binnen der unerstreck-
baren Frist von 14 Tagen nach Zustellung des
Beschlusses, im Fall einer Beschwerde nach § 46
Abs. 2 nach Zustellung des Erkenntnisses, bei dem
Disziplinarrat, der den Beschluß gefaßt oder das
nach § 46 Abs. 2 angefochtene Erkenntnis gefällt
hat, schriftlich einzubringen. Die Tage des
Postenlaufes werden in die Frist nicht eingerech-
net.
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Dem Beschwerdeführer und seinem Bevoll-
mächtigten ist die Akteneinsicht zu gestatten.

Die Akten sind der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission vorzulegen. Sie entschei-
det über die Beschwerde ohne Anordnung einer
mündlichen Verhandlung auf Grund der Akten.

Die Entscheidung über die Beschwerde samt
Gründen ist dem Disziplinarrat zu übersenden,
dem die erforderlichen Zustellungen obliegen.

§ 55. Die rechtzeitige Ergreifung eines Rechts-
mittels hat, sofern in diesem Gesetze nichts an-
deres bestimmt ist, aufschiebende Wirkung.

Der Vollzug der vom Disziplinarrat nach § 17
dieses Gesetzes beschlossenen Maßregeln wird je-
doch durch eine dagegen erhobene Beschwerde
nicht gehemmt."

9. Der Fünfte Abschnitt hat zu lauten:

„FÜNFTER ABSCHNITT.

O b e r s t e B e r u f u n g s - u n d D i s z i p l i -
n a r k o m m i s s i o n f ü r R e c h t s a n w ä l t e

u n d R e c h t s a n w a l t s a n w ä r t e r .

§ 55 a. Die Oberste Berufungs- und Diszipli-
narkommission für Rechtsanwälte und Rechtsan-
waltsanwärter hat ihren Sitz in Wien. Sie be-
steht mit Einschluß des Präsidenten und des
Vizepräsidenten aus mindestens 8 und höchstens
16 beim Obersten Gerichtshof tätigen Richtern
und aus 16 Rechtsanwälten (Anwaltsrichtern).

Die Richter werden vom Bundesminister für
Justiz nach Anhörung des Ersten Präsidenten des
Obersten Gerichtshofes (seines Stellvertreters) auf
die Dauer von drei Jahren ernannt, die Anwalts-
richter von den Rechtsanwaltskammern für drei
Jahre gewählt; eine neuerliche Ernennung oder
Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder der Ober-
sten Berufungs- und Disziplinarkommission
haben auch nach Ablauf dieser Zeit oder nach
Zurücklegung ihres Amtes bis zur Ernennung
anderer Richter oder bis zur Neuwahl anderer
Anwaltsrichter ihre Tätigkeit fortzusetzen. Wähl-
bar sind nur Rechtsanwälte, die wenigstens seit
zehn Jahren in die Liste einer österreichischen
Rechtsanwaltskammer eingetragen sind. Kein
Mitglied der Obersten Berufungs- und Diszipli-
narkommission darf zugleich Mitglied (Ersatz-
mitglied) des Ausschusses oder Disziplinarrates
oder Kammeranwalt (dessen Stellvertreter) einer
Rechtsanwaltskammer sein. Für den Wahlvor-
gang und das Ablehnungsrecht der Gewählten
gelten sinngemäß die Bestimmungen für die Wahl
des Disziplinarrates.

Die Bestimmung des § 11 ist auf die Mitglie-
der der Obersten Berufungs- und Disziplinar-
kommission anzuwenden.

Scheiden Mitglieder während der Amtsdauer
aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neues

Mitglied nach Abs. 2 zu ernennen oder zu wäh-
len.

§ 55 b. Die Rechtsanwaltskammer für Wien,
Niederösterreich und Burgenland wählt sieben,
die Rechtsanwaltskammer für Steiermark drei,
die Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich
zwei, die übrigen Rechtsanwaltskammern wählen
je einen Anwaltsrichter der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission. Die Kammern kön-
nen auch Anwaltsrichter wählen, die einer an-
deren Kammer angehören.

§ 55 c. Der Präsident und der Vizepräsident
werden auf die Dauer von drei Jahren in einer
Vollversammlung der Mitglieder der Obersten
Berufungs- und Disziplinarkommission aus ihrer
Mitte gewählt; als gewählt gilt jene Person, die
die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigt.

Der Präsident hat das Ergebnis der Wahl und
die Namen der übrigen Mitglieder der Obersten
Berufungs- und Disziplinarkommission dem Bun-
desministerium für Justiz anzuzeigen.

§ 55 d. Die Oberste Berufungs- und Diszipli-
narkommission verhandelt und entscheidet in
Senaten, die aus zwei Richtern und zwei An-
waltsrichtern bestehen; den Vorsitz führt ein
Richter.

Die einzelnen Senate werden vom Präsidenten
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom-
mission zusammengesetzt. Soweit als möglich
sind die Anwaltsrichter beizuziehen, die von der
Kammer gewählt wurden, der der Beschuldigte
angehört. Wenn ein zu einer Sitzung oder Ver-
handlung geladener Anwaltsrichter nicht recht-
zeitig herangezogen werden kann, ist an seiner
Stelle ein in Wien wohnhafter Anwaltsrichter
heranzuziehen.

§ 55 e. Die Mitglieder der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission sind in Ausübung
dieser Tätigkeit an keine Weisungen gebunden.
Die Entscheidungen der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission unterliegen nicht der Auf-
hebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

Auf die Mitglieder der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission, die Richter sind, sind
die Ausschließungsgründe der Strafprozeßord-
nung, auf die Anwaltsrichter jene des § 28 anzu-
wenden. Ausgeschlossen ist ferner, wer an der
angefochtenen Entscheidung teilgenommen oder
am vorausgegangenen Verfahren als Kammer-
anwalt, Verteidiger des Beschuldigten oder Ver-
treter eines sonst Beteiligten mitgewirkt hat.

Der Generalprokurator, der Kammeranwalt
und der Beschuldigte können Mitglieder der
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission
ablehnen, wenn die im Abs. 2 genannten Fälle
vorliegen oder wenn andere Gründe dargetan
werden, die geeignet sind, die volle Unbefangen-
heit des Abzulehnenden in Zweifel zu ziehen.
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Jedes Mitglied der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission ist verpflichtet, dem Präsi-
denten solche Gründe anzuzeigen. Über den Ab-
lehnungsantrag entscheidet der Präsident der
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission,
falls dieser abgelehnt wird, der Vizepräsident,
wird auch dieser abgelehnt, das an Lebensjahren
jeweils älteste Mitglied der Obersten Berufungs-
und Disziplinarkommission.

Die der Obersten Berufungs- und Disziplinar-
kommission angehörenden Rechtsanwälte unter-
stehen wegen Pflichtverletzungen, die ihnen in
Ausübung dieser Tätigkeit zur Last fallen, der
Disziplinargewalt der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission, wobei die Bestimmungen
dieses Gesetzes über die Disziplinarstrafen anzu-
wenden sind.

§ 55 f. Die Anwaltsrichter der Obersten Be-
rufungs- und Disziplinarkommission haben, be-
vor sie zum erstenmal tätig werden, dem Präsi-
denten die gewissenhafte und unparteiische Er-
füllung ihrer Pflichten zu geloben.

Schriftführer haben, bevor sie zum erstenmal
verwendet werden, dem Präsidenten ein Gelöb-
nis zu leisten, die ihnen übertragenen Geschäfte
gewissenhaft auszuführen und das Amtsgeheimnis
zu wahren.

Die Mitglieder der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission tragen bei der mündli-
chen Verhandlung das Amtskleid.

§ 55 g. Die Kanzleigeschäfte der Obersten Be-
rufungs- und Disziplinarkommission führt die
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland. Die Kosten für diese
Tätigkeit sind von den einzelnen Rechtsanwalts-
kammern im Verhältnis ihrer Mitgliederzahl zur
Gesamtzahl der in die Listen der Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter am 31. Dezember
des betreffenden Jahres eingetragenen Personen
zu tragen.

Zu Schriftführern werden Angestellte der
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland bestellt.

Die von der Rechtsanwaltskammer für die
Kanzleigeschäfte bestellten Bediensteten und die
Schriftführer sind in dieser Eigenschaft an die
Weisungen des Präsidenten (Vizepräsidenten) der
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission
gebunden.

§ 55 h. Die Anwaltsrichter üben ihr Amt als
unentgeltliches Ehrenamt aus. Den außerhalb
Wiens wohnenden Anwaltsrichtern werden die
notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten von
der Kammer, die sie gewählt hat, ersetzt."

Artikel IV.

1. Artikel I Z. 3 ist, soweit er die Aufhebung
des § 16 a der Rechtsanwaltsordnung betrifft,

nicht anzuwenden, wenn der Anwalt die Ver-
tretung der armen Partei bereits vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes übernommen
hat.

2. In Angelegenheiten nach diesem Bundesge-
setz, über die infolge Aufhebung der Bestimmun-
gen über den Rechtszug an den Obersten Ge-
richtshof durch den Verfassungsgerichtshof dieser
oder der Verwaltungsgerichtshof zu entscheiden
hatte, kann, sofern die Frist zur Erhebung der
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof oder
an den Verwaltungsgerichtshof im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch nicht
abgelaufen ist oder der angerufene Gerichtshof
über eine bereits eingebrachte Beschwerde bis zu
diesem Zeitpunkt noch nicht entschieden hat,
innerhalb von 14 Tagen nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes das nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes zulässige Rechtsmittel an
die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommis-
sion für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär-
ter eingebracht werden; das gleiche gilt für jene
Angelegenheiten, die der Oberste Gerichtshof
wegen seiner durch die Erkenntnisse des Ver-
fassungsgerichtshofes eingetretenen Unzuständig-
keit sachlich nicht erledigt (zurückgewiesen) hat.
In allen übrigen Angelegenheiten, über die nach
diesem Bundesgesetz die Oberste Berufungs- und
Disziplinarkommission für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter zu entscheiden hat, ent-
scheidet sie auch über bereits vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes eingebrachte Anträge
oder Rechtsmittel; die in diesem Zeitpunkt bei
den Berufungssenaten (der Vollversammlung der
Rechtsanwaltskammer), den Oberlandesgerichten
oder dem Obersten Gerichtshof befindlichen An-
träge und Rechtsmittel sind, soweit diese Stellen
hierüber noch nicht entschieden haben, an die
Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission
abzutreten, die hierüber nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes zu entscheiden hat.

3. Die auf Grund dieses Bundesgesetzes erst-
malig ernannten und gewählten Mitglieder der
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission
üben ihr Amt bis zum 31. Dezember 1959 aus.
Bis zu einer Neuwahl gelten die zuletzt in den
Disziplinarsenat des Obersten Gerichtshofes ge-
wählten Anwaltsrichter als in die Oberste Be-
rufungs- und Disziplinarkommission für Rechts-
anwälte und Rechtsanwaltsanwärter gewählt. Die
folgenden Ernennungen und Wahlen (§ 55 a
Abs. 2 des Disziplinarstatutes) sollen jeweils im
letzten Jahr der Amtsdauer mit Wirksamkeit ab
1. Jänner des darauffolgenden Jahres vorgenom-
men werden.

4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Körner
Raab Tschadek
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1 6 0 . Verordnung der Bundesregierung
vom 10. Juli 1956, mit der die Dienstzweige-
verordnung für Wachebeamte im Bundes-

dienst geändert wird.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 und 3 und des
§ 9 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 8. Juli 1953, BGBl. Nr. 105, wird ver-
ordnet:

Artikel I.

Die Dienstzweigeverordnung für Wachebeamte
im Bundesdienst, BGBl. Nr. 260/1954, wird ge-
ändert wie folgt:

.1. § 6 hat zu lauten:
„§ 6. Beamte im provisorischen Dienstver-

hältnis führen den niedrigsten Amtstitel ihres
Dienstzweiges unter Voranstellung des Wortes
,Provisorischer'."

2. § 7 hat zu lauten:
,,§ 7. (1) Anläßlich der Versetzung in den

Ruhestand oder des Übertrittes in den Ruhe-
stand kann Wachebeamten der nächsthöhere
Amtstitel ihrer Verwendungsgruppe verliehen
werden.

(2) Aus dem gleichen Anlaß kann auch Wache-
beamten der Verwendungsgruppe W 3, die den

höchsten Amtstitel dieser Verwendungsgruppe
führen, der Amtstitel der Dienststufe 1 der Ver-
wendungsgruppe W 2 verliehen werden.

3. § 14 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Wachebeamte, denen anläßlich ihrer Er-

nennung für die Erbringung des Nachweises der
Absolvierung einer mittleren Lehranstalt im
Sinne des Teiles A Abschnitt I Abs. 2 oder 3
der Dienstzweigeordnung oder einer vorgeschrie-
benen Prüfung ein Aufschub gewährt wurde,
können vor erfolgreicher Ablegung der aufge-
schobenen Prüfung nicht auf einen Dienstposten
einer höheren Dienstklasse oder Dienststufe er-
nannt werden."

4. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Ist der nunmehr in den Dienstklassen II

und III vorgesehene Amtstitel ein niedrigerer
Amtstitel, so führt der Wachebeamte seinen bis-
herigen Amtstitel weiter."

Artikel II.

In der Dienstzweigeordnung für Wachebeamte
im Bundesdienst (Anlage zur Dienstzweigever-
ordnung für Wachebeamte im Bundesdienst)
werden im Teil A Abschnitt II die Rubriken
„Dienstpostengruppe", „Wartefrist Jahre" und
„Amtstitel" wie folgt geändert:
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Artikel III.

In der Dienstzweigeordnung für Wachebeamte
im Bundesdienst hat Teil B Abschnitt I Ziffer 1
zu lauten:

„1. eine mindestens achtjährige Exekutiv-
dienstzeit, davon eine mindestens sechsjährige
praktische Exekutivdienstzeit (bei der Zollwache
im Grenzdienst) vor Beginn der Fachausbildung
für dienstführende Wachebeamte; bei der Zoll-
wache kann eine Dienstzeit im Zollfahndungs-
dienst bis zum Höchstausmaß von zwei Jahren

in die sechsjährige praktische Exekutivdienstzeit
eingerechnet werden; diese Erfordernisse gelten
als erfüllt, wenn der Wachebeamte die Voraus-
setzung für die Erlangung eines Dienstpostens
der Verwendungsgruppe W 1 besitzt;"

Artikel IV.

In der Dienstzweigeordnung für Wachebeamte
im Bundesdienst werden im Teil B Abschnitt II
die Rubriken „Dienstpostengruppe", „Dienst-
klasse" und „Amtstitel" wie folgt geändert:
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Artikel V.

Im Teil B Abschnitt II der Dienstzweigeord-
nung für Wachebeamte im Bundesdienst ist bei
Dienstzweig Nr. 11 in der Rubrik „Anstellungs-
erfordernisse" die Bezeichnung „Dienstklasse 3"
zu ersetzen durch „Dienststufe 1".

Artikel VI.

Teil C Abschnitt I Absatz 1 Ziffer 1 der

Dienstzweigeordnung für Wachebeamte im Bun-
desdienst hat zu lauten:

„1. ein Höchstalter von 30 Jahren;".

Artikel VII.

In der Dienstzweigeordnung für Wachebeamte
im Bundesdienst sind im Teil C Abschnitt II die
Rubriken „Dienstklasse" zu streichen; die Ru-
briken „Dienstpostengruppe", „Wartefrist Jahre"
und „Amtstitel" haben zu lauten:
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Artikel VIII.

Teil D der Dienstzweigeordnung für Wache-
beamte im Bundesdienst entfällt.

Artikel IX.

Wachebeamte, die sich im Zeitpunkt der
Kundmachung dieser Verordnung im Wache-
dienst befinden, erreichen den nächsthöheren
Amtstitel ihrer Verwendungsgruppe nach den

bisher in Geltung gestandenen Bestimmungen,
wenn diese günstiger sind als die Bestimmungen
der Dienstzweigeordnung.

Artikel X.

Diese Verordnung tritt mit 1. Feber 1956 in
Kraft.

Raab Schärf Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl Graf


